
Rechnungspr�fung in Kommunen: Ein
modernes Leitbild

Das traditionelle Leitbild der kommunalen Rechnungspr�fung ist in der Pr�-
fungspraxis noch weit verbreitet. Es wird zunehmend infrage gestellt, weil es
den Entwicklungen im kommunalen Umfeld und den Bed�rfnissen der kom-
munalen F�hrung nicht gerecht wird.

In diesem Beitrag wird deshalb das Leitbild einer modernen kommunalen
Rechnungspr�fung vorgestellt, das das (große) Potenzial von effektiven und
effizienten Pr�fungen ausschçpft. Es l�sst sich durch die Stichworte F�hrungs-
unterst�tzung, Nutzenorientierung, Innovations- und Initiativfunktion, Ver-
�nderungsfunktion und Mediationsfunktion sowie eine Ver�nderung der Auf-
gabenschwerpunkte konkretisieren.

Der Beitrag schließt mit Hinweisen, wie dieser Ver�nderungsprozess unter-
st�tzt werden kann, insbesondere wie die außerordentlich hohen Anforderun-
gen an die Fach- und Sozialkompetenz der Pr�fer gew�hrleistet werden kçn-
nen.
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1 Kommunale Rechnungspr�fung im
Wandel

Das in der Pr�fungspraxis noch immer sehr verbreitete traditionelle Bild der
kommunalen Rechnungspr�fung ist gepr�gt von einer Pr�fung abgeschlossener
Sachverhalte (ex post) und einer Pr�fung von Einzelvorg�ngen mit einem
Pr�fungsschwerpunkt im Haushaltswesen. Dominierender Beurteilungsmaß-
stab ist dabei die Ordnungsm�ßigkeit/Gesetzm�ßigkeit.

Dieses Funktionsverst�ndnis wird zunehmend als unbefriedigend empfunden
und infrage gestellt1, weil es einerseits dem tiefgreifenden Wandel nicht gerecht
wird, dem sich die Kommunen ausgesetzt sehen, und andererseits das (große)
Potenzial der kommunalen Rechnungspr�fung nur unzureichend ausschçpft.
Die Ablçsung der Kameralistik durch die Doppik, die auf der kommunalen
Ebene seit etwa 10 Jahren erfolgt, hat deutlich gemacht, dass eine Neuorientie-
rung notwendig ist. Treiber d�rfte dabei vor allem die – f�r die kommunale
Rechnungspr�fung vçllig neuartige – Erfahrung des Wettbewerbs sein, n�mlich
des Wettbewerbs mit den Wirtschaftspr�fern.

Entwurf eines modernen Leitbilds

Das Leitbild einer modernen kommunalen Rechnungspr�fung, auf das sich die
kommunale Pr�fungspraxis hin entwickelt bzw. hin entwickeln sollte2, ist
allerdings noch weitestgehend programmatischer Anspruch; es ist keineswegs
bereits gelebte Pr�fungsrealit�t. Das Leitbild geht einerseits von den Entwick-
lungen im kommunalen Umfeld aus (Abschn. 2). Diese gestaltet sich zuneh-
mend komplexer, dynamischer und unsicherer. Entsprechend steigen die An-
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1 Vgl. z.B. Innovationsring „Kreisverwaltung der Zukunft“, Die Zukunft der Rechnungspr�-
fung, Der Landkreis 1998, S. 591-594; Gemeinsames Positionspapier der Leiterinnen und
Leiter der Rechnungspr�fungs-/Revisions�mter der großen St�dte im Deutschen St�dtetag zur
zuk�nftigen Rolle der kommunalen Rechnungspr�fung im Neuen Kommunalen Finanzmana-
gement vom 23./24.10.2001 (Essener Erkl�rung).

2 Das Leitbild wird ausf�hrlich in einem Gutachten dargestellt und begr�ndet, das vom Institut
der Rechnungspr�fer und Rechnungspr�ferinnen in Deutschland e.V. (IDR) in Auftrag
gegeben worden ist (vgl. Richter, Leitbild einer modernen kommunalen Rechnungspr�fung –
Gutachten zur Bewertung der Beamtenstellen in der kommunalen Rechnungspr�fung, 2013).
Aus diesem Gutachten wird z.T. wçrtlich zitiert, ohne dass diese �bernahmen als solche
gekennzeichnet werden. Anlass f�r dieses Gutachten war eine �berpr�fung der Stellenbe-
wertungen in dem KGSt-Gutachten Nr. 1/2009.



forderungen an die kommunale F�hrung.3 Andererseits ist die kommunale
F�hrung f�r das gesamte Verwaltungshandeln in ihrer Kommune zust�ndig
und verantwortlich (Abschn. 3). Entsprechend hoch ist der Bedarf an F�hrungs-
unterst�tzung.

Die kommunale Rechnungspr�fung ist – wenn sie das Potenzial effektiver und
effizienter Pr�fungen ausschçpft – im besonderen Maße geeignet, diese F�h-
rungsunterst�tzung zu leisten (Abschn. 4).

F�hrungsunterst�tzung impliziert Nutzenorientierung. Die �bernahme einer
Innovations- und Initiativfunktion, einer Ver�nderungsfunktion und einer Me-
diationsfunktion sowie eine Ver�nderung der Aufgabenschwerpunkte sind
wichtige Ansatzpunkte der kommunalen Rechnungspr�fung, um f�r die Kom-
mune einen mçglichst hohen Nutzen zu erzielen. Sie konkretisieren das Leitbild
einer modernen kommunalen Rechnungspr�fung (Abschn. 5).

Das Leitbild stellt außerordentlich hohe Anforderungen an die Fach- und
Sozialkompetenz sowohl des Leiters als auch der Pr�fer der kommunalen
Rechnungspr�fung. Auf wichtige dieser Anforderungen wird in Abschn. 6
hingewiesen.

Die Verwirklichung dieses Leitbilds wird voraussichtlich ein l�ngerer Ver�nde-
rungsprozess. Die Unterschiede zwischen dem traditionellen und dem moder-
nen Leitbild bez�glich des Selbstverst�ndnisses, des darauf basierenden Pr�-
fungsverhaltens und der fachlichen wie persçnlichen Anforderungen sind
gravierend. Entsprechend hoch ist der Ver�nderungsbedarf bei den Pr�ferper-
sonen. Hinweise, wie dieser Ver�nderungsprozess gestaltet werden kann,
schließen deshalb diesen Beitrag im 7. Abschnitt ab.

2 Entwicklungen in der kommunalen
Umwelt

Die Kommunen befinden sich wegen der Entwicklungen in ihrem Umfeld in
einem tiefgreifenden Wandel. Die Ursachen sind vielf�ltig. Die folgenden Fak-
toren sind Treiber der Entwicklung, erheben aber keinen Anspruch auf Voll-
st�ndigkeit:

http://www.haufe.de/oeffentlicher-dienst C�V 1124094 | HI7040828

Reflexion, Grundlagen & Konzepte Moderne kommunale Rechnungspr�fung

Gruppe 4 Seite 1076

3 Unter der „kommunalen F�hrung“ werden im Folgenden Gemeinderat und B�rgermeister/
Verwaltungsspitze zusammengefasst. Auch wenn die Schwerpunkte unterschiedlich verteilt
sind, sind beide im vollen Umfang f�r die Gestaltung der kommunalen Entwicklung zust�ndig
und verantwortlich.



L gestiegene Erwartungen der B�rger4,
L die demografische Entwicklung, die alle kommunalen Bereiche betrifft5,
L technologische Entwicklungen wie E-Government, Open-Government und

Datensicherheit, die zu einer „Digitalisierung“ der Verwaltungspraxis6

f�hren,
L h�ufige Ver�nderungen des rechtlichen Rahmens mit widerspr�chlichen

Tendenzen zur Deregulierung bzw. Regulierung/B�rokratisierung7,
L versch�rfte Wettbewerbssituationen, wobei sich der Wettbewerb nicht auf

die Ansiedlung von Unternehmen beschr�nkt, sondern vielf�ltige Wett-
bewerbsfelder, z.B. auch den Wettbewerb um hoch qualifizierte Mitarbeiter
und Einwohner, umfasst8,

L Entwicklung der Kommunalfinanzen, wobei Haushaltskonsolidierung und
Optimierung der kommunalen Finanzen mehr erfordert als bloßes Sparen.9

Als Folge davon steigen Komplexit�t, Dynamik und Unsicherheit deutlich, d.h.,
f�r Gemeinderat und Verwaltungsspitze wird es zunehmend schwieriger, die
Kommune im Interesse der B�rger erfolgreich zu f�hren.

3 Verantwortlichkeit f�r Defizite/Fehler im
Verwaltungshandeln

F�r die F�hrung in einer Kommune sind sowohl der Gemeinderat als politisches
Organ als auch der B�rgermeister mit seinen Dezernenten/Beigeordneten als
Verwaltungsspitze zust�ndig – und verantwortlich. Die kommunale F�hrung ist
damit auch verantwortlich f�r alle Defizite und Fehler im Verwaltungshan-
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4 Vgl. z.B. den Leitartikel von Klçker, B�rger wollen Entscheidungen nicht nur abnicken,
innovative Verwaltung 5/2012, S. 3.

5 Vgl. Kommunen in Bewegung – f�r Teilhabe und Gerechtigkeit: Kommunale Arbeitsfelder der
Bertelsmann-Stiftung, Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), 2008, S. 29.

6 Vgl. Bud�us, Public Management zwischen Theoriedefizit und Praxisgestaltung, in: Hilger/
Schauer/Thom (Hrsg.), Public Management im Paradigmenwechsel: Staat und Verwaltung im
Spannungsfeld von New Public Management, Open Government und b�rokratischer Res-
tauration, 2012, S. 22.

7 Vgl. z.B. die Einrichtung und T�tigkeit des Nationalen Normenkontrollrats (auf der Ebene des
Bundes); www.normenkontrollrat.bund.de.

8 Vgl. z.B. Reichard/Rçber, Ausbildung der Staatsdiener von morgen: Bestandsaufnahme –
Reformtendenzen – Perspektiven, 2012, S. 86.

9 Vgl. den Untertitel des Beitrags von Hçfeler, Innovative Ans�tze strategischer Haushalts-
konsolidierung: Optimierung der kommunalen Finanzen erfordert mehr als bloßes Sparen,
innovative Verwaltung, 07-08/2012.



deln.10 Denn diese sind als F�hrungsversagen zu interpretieren, weil sie keine
geeigneten Maßnahmen getroffen haben, um die Defizite und Fehler zu ver-
hindern. Die gleiche Verantwortung – jeweils f�r ihren Zust�ndigkeitsbereich –
trifft die nachgeordneten Vorgesetzten.

Verantwortung ist nicht delegierbar! Sie wird durch die �bertragung von
Aufgaben in keiner Weise eingeschr�nkt. Lediglich die Maßnahmen, die erfor-
derlich sind, um der Verantwortlichkeit gerecht zu werden, kçnnen sich bei
Aufgaben�bertragung ver�ndern. Mit der �bertragung von Aufgaben entsteht
vielmehr eine zus�tzliche Verantwortlichkeit bei den Personen, die f�r die
delegierten Aufgaben zust�ndig werden.

Hinzuweisen ist auch darauf, dass die Verantwortung der kommunalen F�h-
rung sich auf die Kommune insgesamt bezieht und nicht nur auf Teilbereiche.
Ggf. m�ssen Partikularinteressen zur�ckgestellt werden, wenn diese mit dem
Gesamtinteresse der Kommune kollidieren. Diese ganzheitliche Sichtweise mit
einer Unterordnung unter das Gesamtinteresse wird auch von allen nachgeord-
neten Organisationseinheiten und ihren Leitungen verlangt. Allerdings ist es
außerordentlich schwierig, das Gesamtinteresse zu definieren und widerspre-
chende Partikularinteressen zu identifizieren. Diese Schwierigkeiten f�hren
jedoch nicht dazu, den Vorrang des Gesamtinteresses aufzugeben bzw. ein-
zuschr�nken.

Die kommunale F�hrung kann allerdings s�mtliche F�hrungsaufgaben nicht
hçchstpersçnlich erf�llen; dies d�rfte unmittelbar einsichtig sein. Sie braucht
vielmehr geeignete Instrumente, z.B. interne Kontrollsysteme und ein Risiko-
management. Sie bençtigt dar�ber hinaus vielf�ltige Unterst�tzung, wenn sie
ihrer (F�hrungs-)Verantwortung gerecht werden will. Sie braucht diese Unter-
st�tzung umso mehr, je komplexer, dynamischer und risikoreicher sich die
Umwelt – und damit auch die F�hrung/Steuerung von Kommunen – gestaltet.

4 Eignung der kommunalen Rechnungs-
pr�fung als F�hrungsunterst�tzung

Die kommunale Rechnungspr�fung kann f�r die kommunale F�hrung eine
wichtige Unterst�tzungsfunktion �bernehmen. Wegen ihrer Stellung im Orga-
nisationsgef�ge einer Kommune ist sie besonders pr�destiniert, kritische Hin-
weise und Anstçße zu geben, die zu einer verbesserten Zielerreichung f�hren:
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10 Vgl. z.B. § 62 Abs. 1, § 55 GO NRW.



L Ihr Zust�ndigkeitsbereich deckt sich mit dem Verantwortungsbereich der
kommunalen F�hrungsebene; dieser ist keineswegs auf die Aufgaben be-
schr�nkt, die in den Gemeindeordnungen explizit genannt werden.11 Die
kommunale Rechnungspr�fung hat deshalb eher den Gesamt�berblick �ber
die kommunale Situation und deren Entwicklung, was eine ganzheitliche
Sichtweise fçrdert und die kommunale Rechnungspr�fung in die Lage
versetzt, die Verfolgung von Partikularinteressen zu identifizieren.12 Auch
die Identifikation von Problemen an Schnittstellen zwischen Organisations-
einheiten und in Leistungsprozessen wird erleichtert. Schnittstellenpro-
bleme sind erfahrungsgem�ß eine wichtige Ursache f�r unzureichende Leis-
tungen, f�r Ineffizienzen und f�r Konflikte in einer Kommune.

L Die kommunale Rechnungspr�fung ist nicht in das „Tagesgesch�ft“ einer
Kommune eingebunden. Von ihr wird verlangt, dass sie prozessunabh�ngig
ist, d.h. an der Realisation der zu pr�fenden Sachverhalte weder direkt noch
indirekt mitgewirkt hat (Selbstpr�fungsverbot). Sie hat deshalb eher die nçtige
Distanz, um die Sachverhalte unvoreingenommen beurteilen zu kçnnen. Sie
unterliegt damit auch weniger der Gefahr der „Betriebsblindheit“.

L Abgesehen von der Erf�llung der Pflichtaufgaben ist die kommunale Rech-
nungspr�fung weitgehend frei, welche Aufgaben sie konkret erf�llen will. Sie
hat deshalb grunds�tzlich die Mçglichkeit, ihre Aktivit�ten so auszurichten,
dass die kommunale F�hrungsebene bestmçglich unterst�tzt wird.

L Die Unabh�ngigkeit der kommunalen Rechnungspr�fung ist institutionell und
personell weitgehend abgesichert. Dies versetzt die kommunale Rechnungs-
pr�fung in die Lage, Pr�fungsfeststellungen und Empfehlungen auch dann zu
artikulieren, wenn Pr�fungsadressaten aus persçnlichen und anderen Interes-
sen die Publizit�t von Pr�fungsergebnissen unterdr�cken mçchten.

Die F�hrungsunterst�tzung der kommunalen Rechnungspr�fung bezieht sich
auf den gesamten Verantwortungsbereich der kommunalen F�hrungsebene. Sie
darf keineswegs auf die �berwachungsfunktion reduziert werden. Wie die
kommunale F�hrung und Vorgesetzte die �berwachungsfunktion wahrnehmen,
wird allerdings ein Schwerpunkt der Pr�fungen sein m�ssen. Diese Schwerpunkt-
setzung l�sst sich mit der Hebelwirkung begr�nden, die eine effektive �ber-
wachung f�r die Zielerreichung und die Vermeidung von Fehlern hat.

C�V 1124094 | HI7040828 http://www.haufe.de/oeffentlicher-dienst

Moderne kommunale Rechnungspr�fung Reflexion, Grundlagen & Konzepte

Gruppe 4 Seite 1079

11 Vgl. z.B. Loose, Zur Entwicklung der çrtlichen Rechnungspr�fung, Der Bayerische B�rger-
meister, 2008, S. 276: „Nach dem gesetzlichen Auftrag darf und soll die Rechnungspr�fung
das gesamte Verwaltungshandeln unter den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit, der Ordnungsm�ßigkeit und der Zweckm�ßigkeit pr�fen.“ Vgl. weiterhin (z.B.)
KGSt, Praxis der kommunalen Rechnungspr�fung, Bericht Nr. 9/2002, S. 10.

12 Der Anspruch auf eine ganzheitliche Sichtweise ist f�r andere Pr�fungsorgane mittlerweile eine
Selbstverst�ndlichkeit; zur Internen Revision vgl. z.B. Peemçller/Richter, Entwicklungstendenzen
der Internen Revision: Chancen f�r die unternehmensinterne �berwachung, 2000, S. 51.



Die kommunale F�hrung hat allerdings keinen Alleinvertretungsanspruch;
auch andere Organisationseinheiten in einer Kommune kçnnen F�hrungsunter-
st�tzung leisten.

5 Leitbild einer modernen kommunalen
Rechnungspr�fung

5.1 Nutzenorientierung des Pr�fers

Pr�fungen sind kein Selbstzweck, sondern „wirtschaftliche Veranstaltungen“.13

Sie m�ssen darauf ausgerichtet sein, Mehrwerte zu schaffen. Diese Verpflich-
tung kommt in den Internationalen Berufsgrunds�tzen der Internen Revision
deutlich zum Ausdruck. Sie ist dort sogar Definitionsmerkmal.14 Dabei sind
unter Mehrwert nicht nur quantifizierbare, insbesondere nicht nur finanzielle
Aspekte zu verstehen, sondern alle Vorteile bei der kommunalen Aufgaben-
erf�llung. Nutzenorientierung impliziert immer Zukunftsorientierung, d.h. alle
Aktivit�ten eines Pr�fers m�ssen einen zuk�nftigen Nutzen entfalten.15 Dies gilt
auch f�r vergangenheitsorientierte (ex post) Pr�fungen. Nutzenorientierung
muss das Verhalten von Pr�fern durchg�ngig pr�gen, angefangen von der
Auswahl der Pr�fungsthemen bis hin zu jeder Detailentscheidung im Verlauf
des Pr�fungsprozesses.

Der Nutzen von Pr�fungen ist allerdings in aller Regel nicht selbstevident.
Wegen der erleichterten Informationsbeschaffung und der hçheren Akzeptanz
der Pr�fungsergebnisse ist es f�r Pr�fer deshalb funktional notwendig, mit-
einem gezielten Revisionsmarketing den Nutzen bzw. Mehrwert von Pr�fungen
bewusst zu machen.16
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13 Loitlsberger, Treuhand- und Revisionswesen, 1961, S. 84.
14 Vgl. Internationale Grundlagen f�r die berufliche Praxis der Internen Revision 2013: Ethik-

kodex, Standards, Praktische Ratschl�ge, Deutsches Institut f�r Interne Revision e.V. (DIIR)/
Institut f�r Interne Revision �sterreich (IIA Austria)/Schweizerischer Verband f�r Interne
Revision (IIA Switzerland) (Hrsg.), verçffentlicht am 18.12.2012 (Version 1.0), 2013, S. 7.

15 Auf die Zukunftsorientierung von Pr�fungen weist Loose (vgl. Loose, Zur Entwicklung der
çrtlichen Rechnungspr�fung, Der Bayerische B�rgermeister, 2008, S. 275-278) sehr deutlich hin.

16 Zur Notwendigkeit des Revisionsmarketings vgl. Richter, Marketing der Pr�fungsfunktion
und der Pr�fungsergebnisse – eine Notwendigkeit f�r çffentliche Pr�fer, in: Bud�us u.a.
(Hrsg.), Neues çffentliches Rechnungswesen: Stand und Perspektiven, Festschrift f�r Klaus
L�der, 2000, S. 655-673.



5.2 Innovations- und Initiativfunktion des Pr�fers
Die Vorstellung, dass eine Verwaltung (auch) innovativ sein muss, ist sicherlich
noch nicht Allgemeingut. Allerdings wird diese Notwendigkeit zunehmend
anerkannt. Innovationen, wenn sie erkannt und umgesetzt werden, bef�higen
eine Kommune, ihre Leistungen zu verbessern und/oder die Abgabenbelastung
der B�rger zu reduzieren.

Um Pr�fungen effektiv durchf�hren zu kçnnen, m�ssen sich Pr�fer sehr umfassend
informieren. Dieses Wissen reicht weit �ber den Zustand des Pr�fungsobjekts im
engeren Sinne hinaus. Es umfasst auch das Wissen (z.B.) um alternative Gestal-
tungsmçglichkeiten (best practices) und Entwicklungen im kommunalen Umfeld.
Dieses Wissen sollten kommunale Rechnungspr�fer – auch unabh�ngig von einem
konkreten Pr�fungsauftrag – systematisch daraufhin auswerten, ob ihre Kommune
Potenziale (Chancen) noch nicht erkannt hat bzw. noch nicht nutzt. Die Pr�fung
dieser Anregungen der kommunalen Rechnungspr�fer auf Eignung und Umsetz-
barkeit ist dann Aufgabe der zust�ndigen Verwaltungsbereiche.

5.3 Ver�nderungsfunktion des Pr�fers
Der wesentliche Nutzen von Pr�fungen liegt in der Ver�nderung, d.h. in der
Beseitigung der Ursachen, die zu den Defiziten/Fehlern gef�hrt haben. Pr�-
fungsfeststellungen allein sind lediglich eine notwendige Bedingung, aber nicht
hinreichend. Abgesehen vom Nutzen aus der pr�ventiven Wirkung von Pr�fun-
gen entfalten Pr�fungen Nutzen (Mehrwert) erst dann, wenn sie zu Ver�nde-
rungen f�hren. Pr�fer sollten deshalb aktiv auf Ver�nderungen hinwirken.17

Ver�nderung setzt immer Akzeptanz voraus. Akzeptanz wird gefçrdert durch

L �berzeugende Pr�fungsfeststellungen,
L die Glaubw�rdigkeit des Pr�fers als Person in fachlicher und persçnlicher

Hinsicht (integer, unterst�tzend) und
L persçnliche und gezielte Kommunikation.

Akzeptanz muss mçglichst bereits w�hrend der Pr�fungshandlungen vor Ort
erreicht werden, d.h. in dem abschließenden Gespr�ch sollten alle notwendigen
Maßnahmen zwischen Pr�fer und dem gepr�ften Bereich einvernehmlich und
verbindlich festgelegt werden (wer macht was bis wann?). Dies entspricht
bereits der Praxis der Internen Revision in privatwirtschaftlichen Unternehmen.
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17 Zum Leitbild vom Pr�fer als Ver�nderer (change agent) vgl. Richter, Der Pr�fer als Ver-
�nderer („change agent“) – eine abwegige Forderung aus dem Elfenbeinturm der Wissenschaft
oder ein notwendiges Leitbild f�r Pr�fer und Pr�fungsorgane in der çffentlichen Verwaltung?,
in: Br�unig/Greiling (Hrsg.), Stand und Perspektiven der �ffentlichen Betriebswirtschafts-
lehre, Festschrift f�r Peter Eichhorn, 1999, S. 351-360.



Es wird nicht immer gelingen, in jedem Fall Einigkeit zu erzielen. Es ist auch
nicht notwendig, „faule Kompromisse“ einzugehen. Wird keine Einigkeit er-
zielt, ist es gute Pr�fungspraxis, im Pr�fungsbericht den vorgefundenen Sach-
verhalt zu beschreiben und die divergierenden Positionen von Pr�fer und
gepr�ftem Bereich offenzulegen. In diesem – in der Pr�fungspraxis (der Internen
Revision) eher seltenen – Fall entscheiden dann die �bergeordneten Instanzen.

5.4 Mediationsfunktion des Pr�fers

Die kommunale Realit�t ist von vielf�ltigen Interessen gepr�gt, die partiell
�bereinstimmen, aber auch widerspr�chlich sein kçnnen. Latente und offene
Konflikte kçnnen die Folge sein. Ob diese sich dysfunktional auswirken, h�ngt
von der Konflikthandhabung ab.18

Vor diesem Hintergrund kçnnen die kommunalen Rechnungspr�fer eine wich-
tige Funktion in der Kommune �bernehmen. Einerseits sind Pr�fer wegen des
Konfliktpotenzials von Pr�fungen (eher) in der Lage, Konfliktpotenziale in der
Kommune zu erkennen. Um erfolgreich zu sein, m�ssen sie auch lernen, wie mit
entstehenden und manifesten Konflikten umzugehen ist. Andererseits verpflich-
ten die Berufsgrunds�tze einen Pr�fer zur Objektivit�t und Neutralit�t.19 Wenn
Pr�fer diesen Berufsgrundsatz erkennbar leben, steigt die Wahrscheinlichkeit,
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18 Vgl. z.B. Loose, Die çrtliche Revision im Widerstreit der Interessen, Der Bayerische B�rger-
meister, 2009, S. 120-123. Zum spezifischen Konfliktpotenzial in Pr�fungsprozessen vgl.
Richter, Konzeptioneller Bezugsrahmen f�r eine Theorie betriebswirtschaftlicher Pr�fungen,
in: Richter (Hrsg.), Theorie und Praxis der Wirtschaftspr�fung II: Wirtschaftspr�fung und
çkonomische Theorie – Pr�fungsmarkt – Pr�fungsmethoden – Urteilsbildung, 1999, S. 281 ff.

19 Vgl. den Berufsgrundsatz „Objektivit�t“ der Internen Revision: „Interne Revisoren zeigen ein
Hçchstmaß an sachverst�ndiger Objektivit�t beim Zusammenf�hren, Bewerten und Weitergeben
von Informationen �ber gepr�fte Aktivit�ten oder Gesch�ftsprozesse. Interne Revisoren beurteilen
alle relevanten Umst�nde mit Ausgewogenheit und lassen sich in ihrem Urteil nicht durch eigene
Interessen oder durch Andere beeinflussen..“ In den Verhaltensregeln wird dieser Berufsgrundsatz
konkretisiert: Interne Revisoren „d�rfen nicht an Aktivit�ten beteiligt sein oder Beziehungen
unterhalten, die ihr unparteiisches Urteil beeintr�chtigen kçnnten, wobei selbst der Anschein zu
vermeiden ist.“ (Quelle der Zitate: Internationale Grundlagen f�r die berufliche Praxis der Internen
Revision 2013: Ethikkodex, Standards, Praktische Ratschl�ge, Deutsches Institut f�r Interne
Revision e.V. (DIIR)/Institut f�r Interne Revision �sterreich (IIA Austria)/Schweizerischer Ver-
band f�r Interne Revision (IIA Switzerland) (Hrsg.), verçffentlicht am 18. Dezember 2012 (Version
1.0), 2013, S. 18 und 19). Zu den inhaltlich vergleichbaren Berufsgrunds�tzen „Integrit�t“ sowie
„Unabh�ngigkeit, Objektivit�t und Unparteilichkeit“ der Finanzkontrolle durch Rechnungshçfe
(INTOSAI) vgl. ISSAI 30,Pflichten- und Verhaltenskodex, INTOSAI (Hrsg.), 1998; http://de.is-
sai.org/media/12469/issai_30g.pdf (Abruf: 17.7.2014). Ziff. 12-26.



dass sie dann auch als „Mediator“ akzeptiert werden und ihrer Kommune
Nutzen bringen.20

5.5 Ver�nderung der Aufgabenschwerpunkte
Die Pr�fungskapazit�ten werden immer begrenzt sein. Deshalb muss eine
kommunale Rechnungspr�fung diejenigen potenziell sinnvollen Pr�fungsthe-
men ausw�hlen, die den grçßten Nutzen (Mehrwert) f�r die Kommune bewir-
ken („die richtigen Dinge tun“).

Im Vergleich zu den traditionellen Schwerpunkten (Einzelfallpr�fungen, ver-
gangenheitsorientierte Pr�fungen sowie Pr�fungen im Haushaltswesen) haben

L Systempr�fungen,
L Pr�fungen von Gesch�fts- und F�hrungsprozessen,
L Wirtschaftlichkeits- und Zweckm�ßigkeitspr�fungen,
L prozessbegleitende und Ex-ante-Pr�fungen,
L risiko- und chancenorientierte Pr�fungen sowie
L Pr�fungen der Effektivit�t der �berwachung

ein deutlich hçheres Nutzenpotenzial. Solche Pr�fungen sollten deshalb deut-
lich verst�rkt werden.

Diese Pr�fungsarten sind allerdings auch sehr viel anspruchsvoller. Dies mag
zum Teil erkl�ren, warum diese Pr�fungen noch keine nennenswerte Bedeutung
haben.

6 Anforderungen an die fachliche und
persçnliche Qualifikation der
kommunalen Rechnungspr�fung

Das Leitbild der modernen kommunalen Rechnungspr�fung als F�hrungs-
unterst�tzung stellt sehr hohe Anforderungen an die Fach- und Sozialkom-
petenz sowohl der Amtsleitung als auch der Pr�fer. Zum einen verschiebt sich
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20 Die Mediation hat als Methode der Konflikthandhabung im letzten Jahrzehnt eine sehr große
Aufmerksamkeit gefunden. Inzwischen ist sie als Verfahren der außergerichtlichen Konflikt-
beilegung gesetzlich geregelt worden; vgl. Mediationsgesetz vom 21.7.2012 (BGBl I S. 1577);
vgl. auch D�well, Mediation endlich gesetzlich geregelt, Der Betriebs-Berater 2012,
S. 1921-1923. Nach § 1 Abs. 1 Mediationsgesetz ist Mediation „ein vertrauliches und struk-
turiertes Verfahren, bei dem Parteien mithilfe eines oder mehrerer Mediatoren freiwillig und
eigenverantwortlich eine einvernehmliche Beilegung ihres Konflikts anstreben.“



tendenziell die Ebene der Pr�fungsadressaten, mit denen vorrangig kommuni-
ziert werden muss. Zum anderen sind mit der Erf�llung der Funktionen, die das
neue Leitbild pr�gen, insbesondere mit den neuen Aufgabenschwerpunkten,
deutlich andere, in jedem Fall aber wesentlich hçhere Anforderungen verbun-
den.

Beispiel: Systempr�fungen

Z.B. gen�gt f�r die Pr�fung von Belegen i.d.R. die Kompetenz, �ber die die
Sachbearbeiter verf�gen m�ssen, die diese Einzelvorg�nge ordnungsgem�ß
bearbeiten sollen. Systempr�fungen in dem gleichen Anwendungsbereich ver-
langen zus�tzlich vertiefte organisatorische Kompetenzen, z.B. �ber zweck-
m�ßige Aufbau- und Ablauforganisationen, die Integration mit DV-Systemen
und nicht zuletzt Ver�nderungskompetenz. W�hrend f�r die Pr�fung von
Einzelvorg�ngen vergleichsweise eindeutige Beurteilungsmaßst�be vorliegen,
ist dies bei Systempr�fungen nicht der Fall. Hier m�ssen die Beurteilungs-
maßst�be in einem anspruchsvollen Prozess erst entwickelt werden, d.h. viel-
f�ltige allgemeine wissenschaftliche/theoretische Erkenntnisse m�ssen in Ver-
bindung mit Hintergrundwissen und Erfahrung zu einer situationsad�quaten
Lçsung transformiert werden.

Die hçheren Anforderungen betreffen alle Anforderungsmerkmale und die
entsprechenden Bestimmungsgrçßen nach dem Stellenbewertungsmodell der
KGSt:21

L Schwierigkeitsgrad der Informationsbearbeitung (Breite des Informations-
felds, Umfang und Methodik der Analysen sowie Neuartigkeit zu ent-
wickelnder Informationen)

L Schwierigkeitsgrad der dienstlichen Beziehungen (Erl�uterungsbed�rftig-
keit der Informationen, Anforderungen an die Argumentation sowie Kon-
fliktmçglichkeiten)

L Grad der Selbstst�ndigkeit (Umfang des Handlungsspielraums und H�ufig-
keit der Entscheidungen mit Handlungsspielraum)

L Grad der Verantwortung (Leitungsverantwortung: Bedeutung der Produkte
f�r die Zielgruppe, Grçße der Zielgruppe, Anforderungen an Personalf�h-
rung und Organisationsgestaltung sowie Anforderungen an Gestaltung und
Bewirtschaftung des Budgets)

L Grad der Vor- und Ausbildung
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21 Vgl. KGSt, Stellenplan und Stellenbewertung, Gutachten Nr. 1/2009, S. 29 ff.



L Grad der Erfahrung.

Die Professionalisierung muss bereits bei der Auswahl der Mitarbeiter begin-
nen. Grunds�tzlich muss eine einschl�gige universit�re bzw. eine im Niveau
vergleichbare Ausbildung vorausgesetzt werden. Die Professionalisierung wird
dann verst�rkt durch eine bereits am ersten Arbeitstag beginnende systemati-
sche und intensive Aus- und Fortbildung. Diese darf sich keineswegs auf die
reine Wissensvermittlung beschr�nken. Sie muss auch Pr�fungsmethodik und
Pr�ferverhalten reflektieren, d.h. mit anderen Handlungsmçglichkeiten abw�-
gen. Sie muss dar�ber hinaus auch bef�higen, die unterschiedlichen Dimensio-
nen eines Problems zu erkennen und zu integrieren („ganzheitliches Denken“).

Entscheidend ist schließlich die Persçnlichkeitsentwicklung. Pr�ferleistungen
haben den Charakter von Vertrauensg�tern.22 Pr�fer m�ssen deshalb selbst
vertrauensw�rdig sein, d.h. als fachlich hoch kompetent und als persçnlich
integer/unterst�tzend wahrgenommen werden. Nur dann werden sie „auf
Augenhçhe“ mit der kommunalen F�hrung kommunizieren kçnnen. Nur
dann werden sie Akzeptanz f�r ihre Pr�fungsfeststellungen und -empfehlungen
erreichen sowie Konfliktsituationen konstruktiv auflçsen kçnnen.

7 Hinweise zur Gestaltung des
Ver�nderungsprozesses

7.1 Projektmanagement

Der Ver�nderungsprozess weist alle Merkmale eines Projekts auf. Es handelt
sich um eine einmalige umfangreiche und komplexe Aufgabe mit unterschied-
lichen Beteiligten und einem spezifischen Bedarf an finanziellen und personellen
Ressourcen. Der Ver�nderungsprozess sollte deshalb nach den Regeln des
Projektmanagements gesteuert werden, d.h. mit einer klaren Aufgabenstellung
und pr�zisen Zielvorgaben.

Eine zeitliche Begrenzung sollte ebenfalls angestrebt werden; allerdings sollte
auch klar sein, dass dieser Ver�nderungsprozess tiefgreifend ist und Zeit
brauchen wird.
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22 Zur Vertrauensguteigenschaft von Pr�fungen vgl. Richter, Pr�fungen als Vertrauensg�ter, in:
Dçring/Kußmaul (Hrsg.), Spezialisierung und Internationalisierung: Entwicklungstendenzen
der deutschen Betriebswirtschaftslehre, Festschrift f�r G�nter Wçhe, 2004, S. 217-238.



7.2 Rechnungspr�fungsordnung, Stellenbeschreibungen,
interne Pr�fungshandb�cher

Die rechtlichen Grundlagen f�r die kommunale Rechnungspr�fung sind in den
Bundesl�ndern nicht einheitlich; sie sind vor allem „historisch gewachsen“. Sie
stehen dem neuen Leitbild aber nicht entgegen.23 Es empfiehlt sich trotzdem, die
Rechnungspr�fungsordnung zu �ndern und dem neuen Leitbild entsprechend
anzupassen. Auch die Stellenbeschreibungen und ggf. vorhandene Pr�fungs-
handb�cher und -richtlinien sollten neu gefasst werden. Sie reflektieren noch
viel zu h�ufig das traditionelle Pr�ferbild. F�r die Stellenbeschreibungen enth�lt
das Gutachten Muster.

Die Anpassung von Rechnungspr�fungsordnung und Stellenbeschreibungen
kann kurzfristig erfolgen. Sie h�tte Signalwirkung, dass das neue Pr�ferleitbild
politisch auch gewollt ist.24

7.3 Externe Evaluation der Leistungen der
Rechnungspr�fung (Peer Review)

Externe Evaluationen kçnnen den Ver�nderungsprozess, d.h. die Professiona-
lisierung der kommunalen Rechnungspr�fung beschleunigen, wenn ein erfah-
rener externer Pr�fer (Peer) der kommunalen Rechnungspr�fung den Spiegel
vorh�lt und Verbesserungspotenziale aufzeigt. Denn erfahrungsgem�ß differie-
ren Selbstbild und Fremdbild. In aller Regel ist das Bild, das Menschen von sich
selbst haben, (deutlich) positiver als das Fremdbild und auch positiver als die
real erbrachten Arbeitsleistungen. Pr�fer sind hier keine Ausnahme.

Solche externen Evaluationen sind f�r die Interne Revision bereits Pflicht. Das
Instrument hat sich dort bew�hrt. Ihre internationalen Berufsgrunds�tze for-
dern eine solche Peer Review sp�testens alle 5 Jahre.25 Gleiches gilt f�r die
Wirtschaftspr�fung, die Peer Reviews schon l�nger anwendet.26 Allerdings
sollte dieses Instrument f�r die kommunale Rechnungspr�fung modifiziert
werden, um auch dem Zweck der Stellenbewertung gerecht zu werden. Es ist
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23 Das IDR hat im Sommer 2014 eine Arbeitsgruppe gebildet, die einen Vorschlag f�r bundes-
einheitliche Regelungen zur Rechnungspr�fung auf Basis des neuen Leitbildes erarbeiten soll.

24 Vgl. Richter, Leitbild einer modernen kommunalen Rechnungspr�fung – Gutachten zur
Bewertung der Beamtenstellen in der kommunalen Rechnungspr�fung, 2013, S. 164-180.

25 Vgl. Standard 1312, in: Internationale Grundlagen f�r die berufliche Praxis der Internen
Revision 2013: Ethikkodex, Standards, Praktische Ratschl�ge, Deutsches Institut f�r Interne
Revision e.V. (DIIR)/Institut f�r Interne Revision �sterreich (IIA Austria)/Schweizerischer
Verband f�r Interne Revision (IIA Switzerland) (Hrsg.), verçffentlicht am 18.12.2012 (Ver-
sion 1.0), 2013, S. 32.

26 Vgl. § 57a WPO.



vorgesehen, zusammen mit der KGSt ein entsprechend angepasstes Instrument
zu entwickeln.

7.4 Interkommunale Zusammenarbeit f�r (zu) kleine
Rechnungspr�fungs�mter

Bei kleinen Rechnungspr�fungs�mtern, insbesondere wenn sie nur mit einem
Pr�fer ausgestattet sind, ist es mehr als fraglich, ob sie dem Leitbild einer
modernen kommunalen Rechnungspr�fung entsprechen kçnnen. Solche klei-
nen Pr�fungsorgane ermçglichen z.B. keine hinreichende fachliche Spezialisie-
rung, bzw. wenn Mitarbeiter einen fachlichen Schwerpunkt haben, f�hrt dieser
tendenziell dazu, dass diese Pr�fer Pr�fungsthemen entsprechend ihrem fachli-
chen Schwerpunkt bevorzugen und das �brige Leistungsspektrum der Kom-
mune vernachl�ssigen.

Kritisch ist die Festlegung einer angemessenen Mindestgrçße. Als Untergrenze
wird man wohl 5 Stellen ansetzen m�ssen:

L 2 Pr�fer mit Schwerpunkt Verwaltung/ Betriebswirtschaft,
L je 1 Pr�fer mit technischer bzw. IT-Spezialisierung und
L zus�tzlich 1 Leitungsstelle.

Kommunen mit einer geringeren Kapazit�t kçnnen �ber die interkommunale
Zusammenarbeit diese Mindestgrçße erreichen. Daf�r gibt es mittlerweile hinrei-
chend viele positive Erfahrungen und Modelle, z.B. die �bertragung der Pr�fungs-
aufgaben auf das Rechnungspr�fungsamt des Landkreises (Outsourcing) oder ein
gemeinsames Rechnungspr�fungsamt mit benachbarten Kommunen.

7.5 Unterst�tzung durch die kommunale F�hrung
Der kommunalen F�hrung kommt bei diesem Ver�nderungsprozess eine ent-
scheidende Rolle zu. Der Ver�nderungsprozess kann zeitlich verk�rzt werden,
wenn die kommunale F�hrung ihn aktiv unterst�tzt, und zwar aus zweierlei
Gr�nden:

L Einerseits ist sie dazu verpflichtet. Diese Verpflichtung resultiert aus ihrer
Verantwortlichkeit f�r die Effektivit�t der �berwachung – und f�r alle
Defizite und Fehler in der Verwaltung. Sie l�sst sich aber auch aus dem
Wirtschaftlichkeitsgebot ableiten. Dieses verlangt, Steuerungsinstrumente
so einzusetzen, dass sie f�r die Kommune einen mçglichst hohen Nutzen
(Mehrwert) erbringen.

L Andererseits sollte der kommunalen F�hrung aber auch aus Eigennutz an
einer mçglichst effektiven kommunalen Rechnungspr�fung gelegen sein.
Denn diese kann als Fr�hwarnsystem dienen, d.h. durch sie kann die
kommunale F�hrung fr�hzeitig Hinweise auf Risiken erhalten. Je fr�h-
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zeitiger die Hinweise erfolgen, umso l�nger ist der Zeitraum, um auf die
Risiken angemessen zu reagieren.27

Die kommunale F�hrung sollte deshalb die kommunale Rechnungspr�fung
„fçrdern“, z.B. durch eine angemessene personelle und sachliche Ausstattung
und durch eine sichtbare Unterst�tzung in Konfliktf�llen mit zu pr�fenden
Einrichtungen. Zum Fçrdern gehçrt auch eine leistungsad�quate Besoldung.
Das Leitbild einer modernen kommunalen Rechnungspr�fung f�hrt – wenn
man das Bewertungsmodell und die Bewertungskriterien der KGSt zugrunde
legt – zu hçheren Besoldungsstufen.28 In Zeiten knapper Kassen f�hrt dies fast
reflexartig zur Ablehnung des neuen Leitbilds. Dabei wird �bersehen, dass der
Mehrwert durch hoch qualifizierte Pr�fer die hçheren Kosten (deutlich) �ber-
kompensiert. Es ist eine Erfahrungstatsache, dass „schlechte Pr�fer Geld kos-
ten“, d.h. zu einem �berhçhten Aufwand sowohl im Pr�fungsorgan als auch bei
den gepr�ften Organisationseinheiten f�hren.29

Die kommunale F�hrung sollte andererseits aber auch „fordern“, d.h. ihre
Erwartungen formulieren und die kommunale Rechnungspr�fung unter Leis-
tungsdruck setzen, z.B. wenn diese nicht fr�hzeitig auf wesentliche Risiken
hingewiesen hat. Ein zweckm�ßiges Mittel ist z.B. die Veranlassung eines Peer
Review. Dadurch kann auch festgestellt werden, inwieweit die kommunale
Rechnungspr�fung bereits dem neuen Leitbild entspricht – und damit auch die
hçheren Besoldungsstufen rechtfertigt. Unabh�ngig davon sollte bei neu zu
besetzenden Stellen bereits das Anforderungsprofil des neuen Leitbilds zu-
grunde gelegt werden (und der Stellenplan die hçheren Besoldungsstufen aus-
weisen).
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